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Bebauungsplan Nr. 58
„Gewerbegebiet Wadersloh - Süd I“

Gemarkung: Wadersloh
Flur: 38
Quellenvermerk: Land NRW / Geoportal (2026)

Datenlizenz Deutschland – Zero – Version 2.0

N
O

R
D

E
N

Land NRW 2026 - Keine amtliche Standardausgabe. Es gelten die auf den Folgeseiten angegebenen Nutzungs- und Lizenzbedingungen der dargestellten Geodatendienste.

TIM-online

Dieser Ausdruck wurde mit TIM-online (www.tim-online.nrw.de) am 20.04.2026 um 15:59 Uhr erstellt.

Stand

Plangröße

Maßstab

27.04.2026

1 : 1.000

Planbearbeitung:

Planübersicht 1 : 10.000

0        10      20      30        40               60              m

Gemeinde Wadersloh
Bebauungsplan Nr. 59
"Gewerbgebiet Wadersloh Süd II"
(Centraliapark) - 1. vereinfachte Änderung 

N
O

R
D

E
N

Bearb. S.PH/Vi/Bo

ⓒ Geobasis NRW (2026)

60 x 111

. destadtplaner@wolterspartner

Daruper  Straße   15 D - 48653   Coesfeld
Telefon   02541   9408 - 0 Fax   9408 - 100

Stadtplaner WP artnerWoltersP
GmbH

Grenze des Ursprungsbebauungsplanes

Grenze der 1. vereinfachten Änderung

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634),
in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung der Planinhalts (Planzeichenverordnung 
- PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 I S. 58), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung 2018 - (BauO NRW 2018) 
vom 21.07.2018 (GV NRW S. 421), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG) vom 08.07.2016 (GV. NRW. S. 559), 
in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I S.2585), 
in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.07.2009
(BGBl. I S. 2542), in der zuletzt geänderten Fassung. 

Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG NRW) In der Fassung der Bekanntmachung vom 15.11.2016 
(GV. NRW. S. 934), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 18.03.2021 (BGBl. I S. 540), in der zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013
(BGBl. I S. 1274), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV)  in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.05.2017 (BGBl. I S. 
1440), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

Nordrhein-westfälisches Denkmalschutzgesetz (Denkmalschutzgesetz - DSchG NRW) 
vom 13.04.2022 (GV. NRW. 2022 S. 662)
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PLANZEICHENERLÄUTERUNG
FESTSETZUNGEN gem. § 9 BauGB und BauNVO

Industriegebiet, siehe textliche Festsetzungen Nr. 1, 2 und 3 GI

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

87.49 Straßenendausbauhöhen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Ursprungsbebauungsplanes

a

TEXT
FESTSETZUNGEN gem. § 9 BauGB und BauNVO
1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG   (gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (4) BauNVO)

Das Gewerbe- und Industriegebiet wird nach Art der Betriebe und Anlagen und deren besonderen 
Bedürfnissen und Eigenschaften gegliedert und eingeschränkt.

Unzulässig sind Betriebe und Anlagen mit vergleichbarem Immissionsgrad, wie sie im Bebauungsplan 
entsprechend der Abstandsliste 2007 (in der Fassung der Bekanntmachung vom 12.10.2007) unter 
der lfd. Nr. (Abstandsklasse) aufgeführt sind. Die unzulässigen Betriebsarten sind im entsprechenden 
Bereich des Plangebietes festgesetzt. Die Abstandsliste ist als Anlage Bestandteil der Begründung.

Ausnahmsweise zulässig sind Betriebe und Anlagen der jeweils nächst niedrigeren Abstandsklasse 
(höheres Abstandserfordernis), wenn die von ihnen ausgehenden Emissionen so begrenzt werden, 
dass sie die von den allgemein zulässigen Anlagen üblicherweise ausgehenden Emissionen 
nachweislich nicht überschreiten.

2 ART DER BAULICHEN NUTZUNG  (gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (5) BauNVO)

Im gesamten Plangebiet sind Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten und 
nahversorgungsrelevanten Sortimenten gemäß sogenannter „Wadersloher Sortimentsliste“ 
(Einzelhandelskonzept für die Gemeinde Wadersloh – BBE Handelsberatung Westfalen GmbH, 
Münster im August 2008) ausgeschlossen.
Das sind: 
Liste der nahversorgungsrelevanten Sortimente
- Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren, Fach-Einzelhandel mit Nahrungsmitteln
- Apotheken
- kosmetische Erzeugnisse und Körperpflegeartikel
- Drogerieartikel ohne Feinchemikalien, Saaten- und Pflanzenschutzmittel, Schädlingsbekämpfungsmittel
- Heim- und Kleintierfutter, u.a. für Hunde, Katzen, Kaninchen, Meerschweinchen, Hamster und Ziervögel (ohne Futter für Großtiere in 

Großgebinden)

Liste der zentrenrelevanten Sortimente
- medizinisch und orthopädische Artikel
- Haushaltstextilien, Kurzwaren, Schneidereibedarf, Handarbeiten, Meterware für Bekleidung und Wäsche
- Bekleidung, Beleidungszubehör, Kürschnerwaren
- Schuhe, Leder- und Täschnerwaren
- Wohnraumleuchten (Wand-, Decken-, Stand- und Tischleuchten)
- Haushaltsgegenstände (ohne Möbel für Garten und Camping)
- Keramische Erzeugnisse und Glaswaren
- Heimtextilien (Raumdekoration, Bettware)
- Elektrische Haushaltsgeräte und elektrotechnische Erzeugnisse (Kleingeräte)
- Geräte der Unterhaltungselektronik und Zubehör
- Musikinstrumente und Musikalien
- Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikel ohne Bürobedarf
- Bücher und Fachzeitschriften
- Unterhaltungszeitschriften und Zeitungen
- Kunstgegenstände, Bilder, kunstgewerbliche Erzeugnisse, Briefmarken, Münzen und Geschenkartikel
- Uhren, Edelmetallwaren und Schmuck
- Spielwaren, Basteln
- Blumen (Schnittblumen, Blumenbindeerzeugnisse, Trockenblumen)
- zoologischer Bedarf und lebende Tiere
- Augenoptiker, Foto- und optische Erzeugnisse
- Computer, Computerteile, periphere Einheiten und Software
- Telekommunikationsendgeräte und Mobiltelefone
- Fahrräder, Fahrradteile und Zubehör
- Sportartikel, Waffen- und Jagdbedarf
- Antiquitäten und antike Teppiche, Antiquariate

Ausnahmsweise können nach § 31 Abs. 1 BauGB Verkaufsstätten eines Handwerksbetriebes, eines 
produzierenden oder eines be- oder verarbeitenden Betriebes auch dann zugelassen werden, wenn 
nahversorgungs- und/oder zentrentypische Waren angeboten werden, sofern die angebotenen Waren 
in einem räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit dem im Baugebiet ansässigen 
Hauptbetrieb stehen. Die Verkaufsfläche einer solchen Verkaufsstätte darf nicht mehr als 100 qm 
umfassen und muss dem Hauptbetrieb in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sein. Von dieser 
Beschränkung ausgenommen sind solche Verkaufsstätten, in denen nicht zentren- oder 
nahversorgungsrelevante Sortimente gemäß obenstehender Auflistung angeboten werden.

3. ART DER BAULICHEN NUTZUNG  (gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (6) Nr. 1 BauNVO)

3.1 Im Gewerbegebiet sind die gem. § 8 (3) Nr. 1 bis 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
(Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal sowie Betriebsinhaber und Betriebsleiter, 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, Vergnügungsstätten) nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes.

3.2 Im Industriegebiet sind die gem. § 9 (3) Nr. 1 und 2 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
(Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal sowie Betriebsinhaber und Betriebsleiter, 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke) nicht Bestandteil 
des Bebauungsplanes.

3.3 Im gesamten Plangebiet ist eine Ansiedlung von Betriebsbereichen (§ 3 Abs. 5 a BImSchG) bzw. von 
Anlagen, in denen entsprechende gefährliche Stoffe eingesetzt werden und die aufgrund dessen 
unter den Geltungsbereich der 12. BImSchV – Störfallverordnung fallen, nicht zulässig (§ 1 (5) und (9) 
i.V.m. § 8 (2) BauNVO).

4. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG  (gem. § 9 (1) Nr. 1 u. (3) BauGB i.V.m. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO)

Höhe der baulichen Anlagen
Als oberer Bezugspunkte sind die maximal zulässigen Baukörperhöhen in den jeweiligen Bereichen 
der Planzeichnung festgesetzt. Oberer Bezugspunkt ist die Oberkante des Baukörpers.

Unterer Bezugspunkt für die festgesetzten maximal zulässigen Baukörperhöhen ist die in der 
Planzeichnung angegebene mittlere Höhen der an das Grundstück angrenzenden 
Erschließungsstraße bzw. Erschließungsstraßen im Fall von Eckgrundstücken.

Eine Überschreitung der zulässigen Baukörperhöhen für technisch erforderliche, untergeordnete 
Bauteile (wie zum Beispiel Schornsteine, Masten, Antennen, Solaranlagen, Lüftungs- und 
Klimaanlagen, Aufzugsüberfahrten) kann ausnahmsweise gem. § 16 (6) BauNVO zugelassen werden. 
Die technische Erforderlichkeit ist im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen.

5. BAUWEISE UND ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE 
(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 22  (4)BauNVO)

Auf den Gewerbe- und Industriegebietsgrundstücken ist abweichende Bauweise festgesetzt. Eine 
produktionsbedingte bzw. betriebsbedingte Überschreitung der Gebäudelängen von 50 m ist 
grundsätzlich zulässig, wobei die für eine offene Bauweise erforderlichen Grenzabstände gemäß 
BauO NW einzuhalten sind.

6. FLÄCHEN ZUR ANPFLANZUNG UND / ODER MIT BINDUNGEN ZUM ERHALT  VON BÄUMEN 
UND STRÄUCHERN  (gem. §  9 (1) Nr. 25 BauGB)

    
6.1 Auf den privaten Stellplatzflächen ist anteilig je 4 Stellplätze ein standortgerechter Laubbaum zu 

pflanzen.

6.2 Die Grundstücksflächen sind entlang der angrenzenden Erschließungsstraße in einer Tiefe von
3,00 m flächendeckend mit heimischen und standortgerechten Gehölzen einzugrünen. 
Ausgenommen von dieser Festsetzung sind Grundstückszufahrten und -zugänge. Zudem kann diese 
Festsetzung ausnahmsweise in geänderter Form angewendet werden, wenn ein repräsentativer 
Vorbereich gestaltet wird, so dass keine „Sichtschutzpflanzung“ erforderlich wird.

6.3 In der öffentlichen Verkehrsfläche sind großkronige standortgerechte Bäume in der Mindestqualität 
HSt, 3xv, StU 12-14 in einem Abstand von mindestens 25 m anzupflanzen. Die genauen Standorte 
sind nach Detailplanung auf die örtliche Situation (Grundstückszufahrten etc.) abzustimmen. 

6.4 Die Grünsubstanzen der gemäß textlicher Festsetzung durchzuführenden Anpflanzungen sind 
dauerhaft zu erhalten. Ausfall ist durch Neuanpflanzung mit gleichartigen heimischen und 
standortgerechten Gehölzen zu ersetzen.

HINWEISE
1. DENKMALSCHUTZ

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. 
Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen 
Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen 
Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit, Fossilien) entdeckt werden. Die Entdeckung von 
Bodendenkmälern ist der Stadt/Gemeinde als Untere Denkmalbehörde und/oder der LWL-Archäologie 
für Westfalen, Außenstelle Münster (Tel. 0251/591 8911), unverzüglich anzuzeigen. Das entdeckte 
Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige 
unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die Entdeckungsstätte vorher freigibt 
oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere Denkmalbehörde kann die Frist verlängern, 
wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des Bodendenkmals dies erfordern und dies 
für die Betroffenen zumutbar ist (§ 16 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz NW). Gegenüber der Eigentümerin 
oder dem Eigentümer sowie den sonstigen Nutzungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem 
Bodendenkmäler entdeckt werden, kann angeordnet werden, dass die notwendigen Maßnahmen zur 
sachgemäßen Bergung des Bodendenkmals sowie zur Klärung der Fundumstände und zur Sicherung 
weiterer auf dem Grundstück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4 
Denkmalschutzgesetz NW).

AUFSTELLUNGSVERFAHREN

Der Rat der Gemeinde hat am ............................. gem. § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) die 1. 
vereinfachte Änderung dieses Bebauungsplanes beschlossen. Es handelt sich im ein vereinfachtes 
Verfahren nach § 13 BauGB. Dieser Beschluss ist am ............................. ortsüblich bekannt gemacht 
worden.
Wadersloh, den ............................. 

................................ ................................
Bürgermeister Schriftführer/in

Gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB wurde die betroffene Öffentlichkeit in der Zeit vom .............................
bis ............................. einschließlich an der Bauleitplanung beteiligt.
Wadersloh, den .............................

................................
Bürgermeister

Gem. § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB wurden die berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange  
in der Zeit vom ............................. bis ............................. einschließlich an der Bauleitplanung beteiligt.
Wadersloh, den .............................

................................
Bürgermeister

Der Rat der Gemeinde hat am ............................. gem. § 10 BauGB diese 1. vereinfachte Änderung des 
Bebauungsplan als Satzung beschlossen. Dieser Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt.
Wadersloh, den __ . __ . ____ 

................................ ................................
Bürgermeister Schriftführer/in

Gem. § 10 Abs. 3 BauGB ist der Beschluss dieser 1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes am 
............................. ortsüblich bekannt gemacht worden. 
Mit dieser Bekanntmachung ist dieser Bebauungsplan in Kraft getreten.
Wadersloh, den .............................

................................
Bürgermeister

2. WERBEANLAGEN
Innerhalb der 20,0 m Bauverbotszone entlang der L 586 sind gem. § 25 / 28 StrWG NRW Werbeanlagen 
verboten.

3. EINSEHBARKEIT VON UNTERLAGEN
Soweit in den textlichen Festsetzungen Bezug auf technische Regelwerke genommen wird – DIN-Normen 
(DIN 4109 & 45691) sowie Gutachten und VDI-Richtlinien anderer Art – können diese im Rathaus der 
Gemeinde Wadersloh, Liesborner Straße 5, 59329 Wadersloh, innerhalb der Öffnungszeiten eingesehen 
werden. 
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